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hne Kurskorrekturen geht NnIC
Zehn re gymnasıale Öberstuftfe

An Klagen über die derzeıtige Sıtuation in den gymnasıa- torm verknüpft Warl, können aber auch nıcht VO

len Oberstufen mangelt 6S nıcht, un grenzt schon tast der wirtschaftlichen UN: kulturellen Entwicklung der Bun-
ıne Modeerscheinung, in den vielstimmıgen Chor e1IN- desrepublıik in den Nachkriegsjahren gesehen werden. Der

zufallen. Dabe1 sıch dıe Kultusminıiıster 9/7) In den stürmiısche wirtschaftliche Aufschwung, der dıe Bundes-
Vereinbarungen ZUr Neugestaltung der Oberstufe republık bınnen wenıger Jahre in ine hochindustriali-
Gymnasıum eIN1g: INan wollte sıch „stärker als bisher sıerte, stark exportorientlerte Wırtschaftsmacht all-

ohl den Anforderungen einer siıch verändernden Ge- delte, 1e1 den Bedart qualifizierten Arbeitskräften steıl
sellschaft als auch den Bedürfnissen der Schüler Orlen- ansteiıgen und führte zunehmend einem Arbeitskräfte-
tieren”, gleichzeitig sollte ine verbesserte Vorbereitung mangel. Der wirtschaftliche Aufschwung un: die daraus
auf das wissenschafrtliche Studıum geboten werden. folgende rapıde Erhöhung der Staatseinnahmen eröffnete

zugleıch die Möglıchkeıit, immer breitere Schichten iın den
Genuf der 1im Grundgesetz verbürgten soz1ıalen Rechte

Diıe Gründe dıe Neugestaltung kommen lassen un dıe großen sozıalen Unterschiede
führten verringern.

Daraus erwuchsen Forderungen das bıs dahın 1mM
Die Gründe tür ıne Neugestaltung der Oberstufe sentlichen unveränderte Bıldungssystem. Es erschien e1IN-
breit gefächert. Insbesondere wollten dıe Kultusminister leuchtend, dafß sowohl wirtschaftliches Wachstum als
mıiıt der Oberstufenretorm Bestrebungen verwirklichen, auch sozıale Gerechtigkeit VOT allem durch 1ne bessere
die VOT allem aus der Entwicklung der Gesellschaft Ver- UN längere Ausbildung Von mehr Menschen erreichbar wa-
stehen sınd. Als einzıge der VO den Kultusministerien TCN. SO gerlet zunächst die Entwicklung der Schülerzah-
herausgegebenen Broschüren für die Oberstufenschüler len 1MmM höheren Bıldungswesen 1n den Blickpunkt öftentli-
geht heute noch die VO Bayerischen Staatsmiıinısteriıum chen Interesses, 1im Gefolge dieser Problematisierung
für Unterricht un Kultus veröttentlichte Informations- quantıtatıver Aspekte aber auch die Strukturen un Lehr-
schrift (1981) auf die seinerzeıt angestellten Überlegun- inhalte des Schulwesens insgesamt un 1er VOTLr allem der
SCNH eın. etzten Gymnasıalklassen.
Dıi1e Rechtsstellung der Jugendlichen hatte sıch durch dıe Ende der sechzıger Jahre begann der Staat, dıe bildungs-
Vorverlegung des Volhährigkeitsalters verändert; durch retormerischen Erörterungen, die 4aU5S privaten In-
ine Erweıterung der Selbstbestimmung sollte diıeser Tat- itl1atıven entstanden un in den verschiedenen halb-
sache Rechnung werden. Die Entscheidung für staatlıchen Organısatiıonen vorangebracht wurden,
1Nne bestimmte Schullaufbahn, die vielfach In Unsicherheit sammenzufügen un ordnen. So begann 966 die
ber die tatsächliche Betähigung der Zehnjährigen SC Bıldungskommission des Deutschen Bildungsrates hre Arbeit
troffen wird, sollte ın eınem gewıssen Ausmaß korrigier- einem „Strukturplan für das Bıldungswesen” , 19/0
bar werden. Gegenstand weıtverbreıteter Klagen WAar dıe wurde dıe Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung
Schulverdrossenheit, auch ihr wollten die Kultusminıiıster errichtet, deren Hauptaufgabe die Vorlage eiınes Bıl-
durch die Mafßnahmen entgegenwirken. dungsgesamtplanes un eınes Bıldungsbudgets WAar

Dıie rasch anwachsende Stoffülle ın den Fächern, aber auch Gleichzeıitig tTartete na  — iıne Reihe VOoO Modellversuchen
die Zahl der Schulfächer stand einer vertieften Beschäfti- ZUT Schulreform, deren Schwerpunkte 1mM Bereich der Ge-
SUunNns eher 1mM Wege Neue Strukturen mußten ZUr Bewäl- samtschule und der gymnasıalen Oberstute lagen.
tigung dieser Probleme gefunden werden. (Csute Leıistun- 1972 schließlich verabschiedeten die Kultusminister der
SCH, die 1m Laufe des dreizehnten Schuljahres erbracht Länder autf dieser Grundlage die Vereinbarungen ZUY Neu-
worden9 konnten aufgrund des größeren Gewichts gestaltung der Oberstufe Gymnasıen, die bis späatestens
der Abiturprüfung wıieder zunichte gemacht werden. 9/6 1n allen Bundesländern in dıe Praxıs umgeSseLtzt-
Durch dıe Reduzierung dieses Gewichts wünschte INn  — den Aufgegriffen wurden In der miıniısterijellen Vereinba-
die Prüfungsatmosphäre ENISPANNEN; die Beurteilung der rungs VOTLT allem dıie Anlıegen, diıe sıch bereits 1ın den „Saar-
Leistungsfähigkeıit des Schülers sollte durch dıe Ausdeh- brücker Rahmenvereinbarungen“ un der „Stuttgarter
NUung des Beurteilungszeitraumes siıcherer teststellbar Erklärung“ VO  — 960/61 finden. Man SOrgte für ine Her-
werden. Unüberhörbar bereits VOTLT zehn Jahren die absetzung der Fächerzahl, für dıe Gleichrangigkeit der Fä-
Klagen der Hochschullehrer über die Studierfähigkeit der cher sSOWIl1e die Beschränkung der Lehrgegenstände innerhalb
Abıturıienten, insbesondere 1m Bereich VO  j allgemeınen der Fächer un: sprach sıch für die Konzentratıiıon auf Me-
Arbeıitstechnıken; auch diesem Umstand wollte I1a  - thoden, Theorien un Verfahren AaUs, die das Wesentliche
durch dıe Einführung der gymnasıalen Oberstute eınes Wıirklichkeitsbereiches erschließen. Selbständigkeit
eın Ende setzen der Arbeıt wurde gefordert, S1Ee sollte VOTLT allem durch Pro-
Dıie Zıele un: FErwartungen, miıt denen die Oberstutenre- jekte, Experimente, Protokolle un Zusammenfassungen
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1ın eıgener Planung un Ausführung geübt werden. Durch SEtZUNg VO Tutoren telle der bısherigen Klassenleiter
Gruppenarbeit und die damıt verbundenen gegenseıtigen fehlt zusätzlich ZUr mangelnden soz1ıalen Eınbindung dıe
Hılfestellungen un Ergänzungen sollte die Solidarıität Orılentierung auf einen bestimmten Lehrer hın

den Schülern verstärkt werden. Vor allem aber Als Ilusıon erwıies sıch die Wahl der Leistungsfächer un
strebte INan Gründlichkeit Al erteılte der Stoffhubere!i der Wahlpflichtfächer nach Eıgnung un: Neigung,
eiıne Absage. „Hetze un Unrast sınd allen Umstän- sprünglıch ıne Zentralıdee der Oberstutenreform. Jede
den vermeıden.“ Es sollten Lehrpläne aufgestellt WeTr- einzelne Schule kann 1U  — die Fächer ZUr ahl anbıeten,
den, „deren verbindlicher eıl bemessen ISt, da{fß der für die auch Lehrer ZUrTr Verfügung stehen. Nur ganz
Stoff 1ın ELW der Hälfte der verfügbaren Unterrichtsstun- großen Gymnasıen 1St 65 möglıch, den Schülerwünschen
den bewältigt werden annn  D eın Satz, der allen Betroffe- beı1 den Fächerkombinationen einıgermaßen ENISPCE-
11Cc  - heute höchstens eın Lächeln entlocken annn chen. Außerdem sınd die Oberstutenschüler angesıichts

des Bewertungssystems ZU Punktesammeln ZWUNSCN.
Im Hınblick auf den Numerus clausus wählen viele Schü-

Ihre Schwachstellen un deren ler bevorzugt solche Fächer, 1n denen s1e die besten Noten
Auswirkungen erwerben können glauben. Diese sınd aber nıcht NOL-

wendigerweıse diejenıgen, die ihren Interessen und ıhrer
Die Kontroverse hätte vermutlıch nıcht das gegenwärtige Leistungstähigkeit besten entsprechen, sondern als
Ausmafß erreicht, wAäre sS$1€e nıcht ın dem Entschluß der leicht geltende Fächer, in denen ohne hohen Aufwand
Kultusminıiıster bereıts vorprogrammlert BECWESCNH. Denn guLe Ergebnisse erwarten sınd.
SCHAUSCHOMM beschlossen die Mınıster nıcht eın Eın- Dies SOWIle dıe frühe Spezialisierung auf bestimmte Fächerheitsmodell, sondern S1Ee sanktioniıerten, WI1€e der Philolo- un die Möglıichkeit ZUr Abwahl VO Fächern, die frühergenverband monı1erte, „elf unterschiedliche Länderıinter- 1n jedem Fall bıs zu Abıtur unterrichtet wurden, führtpretationen ” Der rund Die Zahl der Modellversuche, einem Defizit Grundbildung. Eigentlich sollte diedie bıs Zzu Zeıitpunkt der Verabschiedung gelaufen Grundbildung 1ın der Oberstufe durch Grundkurse DC-
rCcNh, beliıet sıch auf über 200, un be1 der Abfassung der
gemeınsamen Vereinbarungen die Kultusminıiıster sıchert werden. och diese sınd selbst iın das Wahlsy-

stem einbezogen, un: entstehen Unklarheiten. Daß die
VOL allem darauf bedacht, ihren eigenen Modellen den Wahl VOonNn Grundkursen nıcht einem „Proftil“” des Wıs-Fortbestand sıchern. Dennoch g1ibt e 1ıne Reihe VO  —

sCMNS un: Könnens führt, sondern weıtgehend BeliebigesKritikpunkten, dıe unabhängıg VO der jeweılıgen Aus- zusammenfügt, das auch wegbleıben kann, r esent-
prägung in einzelnen Bundesländern generell geltend BC-
macht werden. iıch ZUr Desorientierung und Demotivierung der Schüler

beı Desıinteresse un Schwänzen haben sıch VOTLT allem inDıie Struktur der etzten dreı Gymnasıalklassen wurde den Grundkursen breitgemacht un: manchen Schulendurch dıe Oberstufenreform grundlegend geändert. Der beklagenswerten uständen geführt.Klassenverband wurde ZUgunSteN eınes Kurssystems auf-
gelöst. An dıe Stelle des 14-Fächer-Kanons traten reıl ber auch die Leistungskurse hıelten nıcht, W as inNna  - sıch

VO  a ihnen versprach. War reichen sS$1e miıt iıhrem Stoff unAufgabenfelder ZUr Wahl (sprachlich-literarısch-künstle- Arbeitsformen weıt in den Bereich der Universıiıtäten hın-rısch, gesellschaftswissenschaftlıch, mathematisch-natur- ein. Die Hochschullehrer aber wollen das Studientfachwissenschaftlich-technisch) un: vorgegebene Fächerver- nıcht vorwesSgeNOMMECN sehen, sondern S1€e sähen lieberbıindungen ZUur Sıcherung des Anforderungsminimums. ine bessere Stützung durch Bıldung in BegleitfächernZur ditterenzierten ertung von Leistungen in rund- das Studientach herum. Für eınen Romanısten mehrun Leistungskursen un Prüfungen wurde eın Punktesy- Belesenheıiıt 1n deutscher oder englischer Literatur, mehr
Stem eingeführt. historische un: geisteswissenschaftlıche Kenntnisse. UndDıe Kritik bereıts be1 der Auflösung des Klassenver-
bandes A die VO  —_ der derzeıtigen Berliner Schulsenatorin für einen Chemiker mehr physıkalisches un:! biologisches

Grundwissen punktueller Spezialkenntnisse. Inhalt-Hanna-Renate Laurıen einmal „dıe tiefgreifendste Verän-
derung selt der eıt des Neuhumanısmus“” geNaANNL

ıch strebt die NEUEC Oberstute ine Verwissenschaftlichung
der Schulbildung d dıe jedenfalls für dıe betroffenen AIwurde. Was damıt erreicht werden sollte, nämlich das tersstufen trüh kommt.Lernen In Gruppen als Alternatıve ZU Klassen-Lernen,

1St in der Oberstufte aum zustande gekommen. Die Fülle Denn gleichzeıtig wırd VO den Hochschullehrern ıne
DVDonNn Fächerkombinationen ın Baden-Württemberg sınd Abnahme der „Studierfaähigkeit“ beklagt, die insbesondere
z.B 102 verschiedene Kombinatıiıonen möglıch führt 1im Bereich der Naturwissenschaften bereıts quantifiziert
eher auernder Fluktuation als Gruppen wechsel- werden ann So wurde B Begınn des Wınterseme-
seıtıger Stützung. Dıie Auswirkungen der Stundenplanor- 978/79 aut Inıtiatıve der Konferenz der Fachberei-
ganısatıon werden VOTL allem VO den Eltern beklagt. che Physık SOWI1eEe der Deutschen Physikalischen Gesell-
Nachmittagsunterricht, Freistunden un: isolıerte Einzel- schaft eın bundesweıiter Studieneingangstest Physık
stunden lassen sıch nıcht vermeıden, un e tehlt häufig durchgeführt. Von 12 möglichen Punkten erreichte eın

Arbeitsräumen un Bibliotheken In der Schule, die Student mehr als acht Punkte, die durchschnittliche
Zwischenzeit sinnvoll NnuLzen können. Durch die Eın- Punktzahl lag be1 4, (vgl. Das Gymnasıum In ayern, Ja-
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1NUar 1981, 12) Im Sommersemester 1981 sorgte eın „dafß spätestens VO Begiınn der Jahrgangsstufe zwölt
Freiburger Physiıkprofessor für Aufsehen, als seıne voll enttaltet SE .  “ Es 1St also durchaus zulässıg, Wenn

Vorlesung nach einem Test ın der zweıten Stunde abbrach die Stadtstaaten, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, das
und konstatierte, daß sıch be1 der Mehrzahl seiner H5ö- Saarland un: Schleswig-Holstein die entscheidenden vier
BTr „mathematisch-physikalische Analphabeten“ (zıt. Halbjahre bereits mıt dem zweıten Halbjahr der elften
nach Franktfurter Allgemeine Zeıtung, 81) handle. Jahrgangsstufe beginnen lassen, während die übrıgen

Bundesländer sıch für den Begınn VO der JahrgangsstufeDıie novellierte Oberstuftfe verstärkt durch die Möglichkeit
der Abwahl 1ne gegenwärtig eher technikfeindliche zwölf entschieden haben Eınıiıge Bundesländer verlan-

SCH auch dreı Leistungskurse mıt je fünf Wochenstunden,Grundstimmung un 1St SOmıIt auch mıtverantwortlich da-
für, da{fß die Technischen Hochschulen hervorragen- andere NUTr Zzwelı. Darüber hinaus sınd in Bayern, 1M Saar-
der Aussıiıchten für iıhre Absolventen über viele freie Stu- and un: In Rheinland-Pfalz die zulässıgen Kombinatio-

NeCN für die Leistungsfächer vorgeschrieben, 1ın letzterendıenplätze verfügen. Insbesondere die fehlende Mathe- beiden sınd die Schüler auch verpilichtet, 1n Deutsch, dermatık hinterläßt, wWenn S$1e ErSst einmal abgewählt ISt, für gewählten Fremdsprache un Mathematik in jedem alb-1ne Studiıenentscheidung 1n dieser Rıchtung iıne
große Lücke Deshalb traten Begınn dieses Jahres die ahr eınen Kurs belegen, auch WwWenn sS$1e siıch 1n einem

dieser Fächer nıcht prüfen lassen wollenfünf naturwissenschaftlichen Verbände (Deutsche Ma-
thematiker Vereinigung, Deutsche Physikalische Gesell- Dıie Lıiste der Unterschiede ließe sıch beliebig verlängern,
schaft, Gesellschaft Deutscher Chemiker, Verband Deut- un unterschiedlich sind auch die Bemühungen 1n den

einzelnen Bundesländern, die Reform weıterzuentwickelnscher Bıologen, Deutscher Vereın UT Förderung des -
thematischen un: naturwissenschaftlichen Unterrichts) bzw iıhre negatıven Folgen durch entsprechende Maß-

nahmen abzufangen. In vier Bundesländern wurde dieder Bundesrepublık die Offentlichkeit mıt einem Auf- Dıskussion tlankierende Mafßnahmen während derruf „Rettet die mathematisch-naturwissenschafrtliche Bıl-
dung  a (Spektrum der Wıssenschaft, März 1982, 100) VELTSANSENE Monate besonders vorangetrieben: iın Hes-

SCHl, In Bayern, In Baden- Württemberg un 1ın Rhein-Darın wiırd auch auf dıe möglıchen gesellschaftlichen Fol- and-Ptalz
gn hıingewlesen, die mıiıt dem Vertfall der exemplarıschen
Wırkung naturwissenschaftlichen Denkens verbunden Sal Ende des VETSANSENE Jahres hatte In Hessen
seın können. „Hilflosigkeit, Manıipulıierbarkeiıt, Abhän- eın Gericht über die Klageschrift VO Eltern
gigkeıt VO Experten un: damıt Angst” VOr der Technik die Oberstutenretorm entscheiden. Eın Urteil miıt„
wachsen, während „Mifßstrauen gegenüber Spekulationen, heblicher bildungspolitischer Signalwirkung W(ZIt nach Trel-
Selbstkritik gegenüber eiıgenen Schlußtfolgerungen, krıit1i- heit der Wiıssenschaft, Januar/Februar 1982, annte
sches Vergleichen aller Ergebnisse des Denkens MmMI1t emp1- denn auch der bayerısche Kultusminister Hans Maıer den

Spruch des Staatsgerichtshofes des Landes Hessen VOriıschen Tatsachen“ nıcht mehr genügend eingeübt werden
können. 30 Dezember 981 Das Gericht nahm nämlich grund-
Mıiıt dem Sınken der Studierfähigkeıit ste1gt auch dıe Zahl sätzlich „Kurssystem ohne Klassenverband un: ohne
der Studienabbrecherbzw. Studientachwechsler. Eın Schü- verbindlichen Fächerkanon MIt untereinander gleichwer-
ler der I} Klasse hat allentalls Vapc Vorstellungen über tigen Fächern“ Anstofßfß. ach dem Urteil verstößt das
die späateren Anforderungen ıIn Studiıum und Beruf; Oberstufengesetz die verfassungsrechtlich geS1-
manövrıiert sıch also nıcht selten In den Studienabbruch cherten Erziehungsziele, gewährleiste eın ausreichen-
geradewegs hineın, Wenn nach Emptehlungen seiner des Bildungsniveau un: raume VOTLr allem dem Fach (r7e-
Freunde oder nach der Kursleiterbesetzung wählt Für e1l- schichte, aber auch dem Fach Deutsch den gebührenden
NnNne  - beachtlichen eıl der Abıturienten reduziert sıch die Rang nıcht eın
allgemeıne Hochschulreife ohnehin de tacto aut ein Fach-
abıitur. Da allerdings dieser direkte Impuls VO einem Gerichts-

urteıl ausgeht, ist eın weıteres Beıispıiel für den wachsen-Dıie Frage, WI1eE überhaupt angesıichts der Gleichgewich-
tung VO  —_ Fächern, dıe völlıg unterschiedliche Anstrengun- den Einfluß VO  — Gerichtsentscheidungen auf die praktı-

sche Politik in der Bundesrepublık. Kritisiert wırd abergen VO Schüler tordern, die Abıturzeugnisse gleich BC-
ertet werden können, bleıibt ebenso unbeantwortet WwWI1€ auch dıe Detailfreudigkeit, mıt der sıch die Rıichter der

Sache annahmen. Den hessischen Kultusminister Kroll-die Fragen, die sıch angesichts der unterschiedlichen Aus-
pragung der Oberstute 1n den einzelnen Bundesländern MANN veranlafste dıe Gründlichkeit der Bemerkung: „In
stellen (vgl Die höhere Schule, September 1981, dem Urteıil da o1bt keinen 7Zweıtel haben sıch die

Rıchter Oberpädagogen aufgeworfen.“ Und der28114f.) Frankfurter Rechtswissenschaftler Denninger, der die
Landesregjierung in diesem Rechtsstreit verteidigt hatte,

Anstofß aus Héssen scherzte nach der Niederlage: „Nun sollen die Rıichter
doch auch gleich das Kultusminısteriıum übernehmen“

Durch dıe Vereinbarungen formal abgedeckt 1St auch das, (Frankfurter Allgemeıne Zeıtung, 81)
wWas die Länder mMI1t der Jahrgangsstufe elf nter':  mmen och 1mM Januar bemühten sıch die Regierungsparteien in
haben In ihr soll das Kurssystem eingeführt werden, Wıiıesbaden (SPD un FDP) eıinen Regierungsentwurf
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ZUNY Novellierung des Oberstufengesetzes, der bereits Die baden-württembergische Landesregierung hat eın Kofi-
82 VO beiden Fraktionen gebilligt wurde. Besonde- ZEDL ZUr Verbesserung der gymnasıalen Oberstufe be-

Dn Wert wiırd darauf gelegt, daß die Vereinbarungen der schlossen, dessen Anlıegen ebenfalls die bessere Gewähr-
Kultusministerkonferenz eingehalten „und iınsbesondere leistung der Studierfähigkeit 1St, durch das aber auch den-
die tragenden Omente der Oberstufenreform nıcht aut- jenıgen Abıturienten, die nıcht studieren wollen, ine
gegeben werden“ Hıerzu gehöre, da{fß die Wahlmöglich- breitere Allgemeinbildung vermuittelt würde. Verbessert
eıt ıIn der Oberstuftfe weıtgehend erhalten leiben solle werden soll die „Längs- un: Querabstimmung der Lehr-
un insbesondere eın Zurück der Sıtuation geben pläne“, die Verzahnung zwıischen Miıttel- un ber-
dürte, in der 1Ur estimmte Fächer des Gymnasıalkanons stute un: zwıschen verwandten Fächern. Die Leıistungs-„Hauptfächer“ se1n konnten. Vorgesehen ISt, dafß „CNT- tachkombinationen werden bıs einem gewılssen rad
sprechend der Forderung des Gerichts“ das Fach Deutsch vorgeschrieben. Derzeıt mMu eiınes der beıden Pflı Chtfä-_tür alle Schüler bıs ZUr 13 Klasse verbindlich wiırd; (Ges cher entweder iıne Fremdsprache oder ıne Naturwissen-
meıinschaftskunde soll auch In Zukunft das Grundfach schaft se1ın, das andere annn belıebig gewählt werden.
der polıtıschen Bıldung bleiben, Geschichte aber ZUSAtz- Vorgesehen 1St auch iıne Ausweıtung der In den etzten
ıch als verbindlich eingestuft werden. beiden Schuljahren belegpflichtigen Grundkursfächer.

ach den Vorstellungen des Kultusministeriums sollenInzwischen hat die hessische CDU-Opposıtion erklärt,
dafß S$1e eınen eigenen Gesetzentwurf dazu vorlegen will, alle Kerntächer der Miıttelstufe Deutsch, Mathematık,

ine Fremdsprache un ıne Naturwissenschaft auch inda ihrer Ansıcht nach die VO der Landesregierung SCc- der Oberstufe Ptflichtfächern gemacht werden (vgl.plante Novellierung nıcht dem Urteilsspruch genuüugt Di1e
CD  S legt VWert autf iıne breite Grundbildung un möchte Dıie höhere Schule, November K, SN Derzeıt 1St

möglıch, diıe beiden etzten Klassen auch ohne Deutschdeshalb die Wahlmöglichkeit der Schüler einschränken
oder Mathematik durchlaufen. Verändert werden sollWwIe zehn Fächer verbindlich machen. Weıter soll der Unter-

richt der i Klasse 1mM Klassenverbandstattfinden un der auch das Gewichtsverhältnis zwıschen Grundkursen un
Leistungskursen ZUZUNSIEN der Grundkurse. Da iıneSchüler 1n den etzten beiden Klassen nıcht Kurse, SsONMN-

dern Fächer wählen. Von den beıden Leistungsfächern soll Korrektur der Oberstufenreform nıcht ohne iıne Revı-
S10N der Lehrpläne möglıch ISt, wırd die vorgeseheneeınes entweder Mathematik oder ine Fremdsprache oder

ine Naturwissenschaft seın. Angesichts der derzeıitigen Neuordnung nıcht VOTLT dem Schuljahr 983/84 verwirk-
Mehrkheıitsverhältnisse hat der Entwurf, der noch weıtere lıcht werden.
erhebliche Kurskorrekturen 1m Bıldungsbereich vorsieht, Bereıts ab diesem Sommer gelten In Rheinland-Pfalz e1l-
ZWAar keine Chance, 1im Herbst allerdings stehen in Hessen nıge Neuregelungen der Oberstufe. Di1ie 1im August 987
Landtagswahlen 1n die Oberstute eintretenden Schüler werden sıch be] der

Fächerwahl nıcht mehr auf Nur eın naturwıssenschaftlı-

Verschiedene Ansätze zu ches Fach und iıne Fremdsprache beschränken können;
müssen wWel Fremdsprachen un: ZzWel naturwıissen-Kurskorrekturen schaftliche Fächer verbindlich als rund- und Leıistungs-

In ayern vertrıtt Kultusminister Hans Maıer den Stand- tach gewählt werden. Dıiıe Klasse elf wird künftig wıeder
ZU „normalen“ Schuljahr, dessen Ende dıe Verset-punkt, daß mıt überstürzten Änderungen mehr Schaden

als Nutzen gestiftet würde. In der Dıskussion befindet ZUNg nach Noten steht. Dıi1e Hauptphase der Maınzer Stu-
dienstute dauert aber W1€e bısher ZWEeIl Jahre Beı 372 Wo-sıch derzeıt eın Antrag, der VO  > der CSU-Fraktion 1m

Landtag eingebracht wurde un: der VOTr allem die Ver- chenstunden werden die Leistungsfächer fünfstündig BC-
lehrt, Gemeinschafttskunde (Geographie, Geschichte un:besserung der Grundbildung bemüht 1St. Man ll insbe- Soz1alkunde) sechsstündig. Im Gegensatz ZUr bisherigensondere dafür SOTrSCN, da{fß alle Kollegiaten neben dem

Fach Deutsch auch das Fach Mathematık oder ine Regelung findet 1im etzten Halbjahr der 13 Klasse Unter-
richt 1ın allen belegten Kursen (vgl Frankfurter All-Fremdsprache bıs ZU Abıtur belegen un aus den beıden

bis ZU Abitur belegten Fächern mındestens Je dreı alb- gemeıne Zeıtung, 28 12 81)
Jahresleistungen ıIn die Gesamtqualifikation einbringen
müussen. Weıter plädiert der ntrag VO 22 Oktober
981 dafür, dafß eın naturwissenschaftliches Fach bıs ZU Keine ucC  enr früher
Abitur belegt werden un In die Gesamtqualıifikation des
Abıturzeugnisses eingebracht werden soll Die Möglıich- In den übrıgen Bundesländern halten sıch die Kultusminıi-
eıt einer Senkung der verpilichtenden Fächerzahl 1mM 5C- ster mıt Korrekturvorschlägen und -plänen bısher zurück,sellschaftlichen Bereich halt INa  - offen, möchte aber das W as Z auf diıe (bıldungs)politische GrundkonzeptionFach Geschichte VO  e der Abwahlmöglichkeit ausnehmen der betretfenden Miınisterien un Landesregierungen,(Bayerischer Landtag, Drucksache Dıie INn diesem teilweise aber auch auf die Tatsache zurückzutühren ISt,
Antrag enthaltenen Anderungswünsche entsprechen, da{fß dıe Nachteıle der gegenwärtigen Regelungen in den
die Pressestelle des Bayerischen Kultusminıisteriums, auch einzelnen Bundesländern nıcht überall In demselben Aus-

ma 1Ns Gewicht fallen.den Vorstellungen VO Protf Haps Maıer



3 3() nterviéw
Spätestens die Debatte die Verabschiedung des ten- un: Studentenzahlen senken. Als Miıttel der Aus-

lese wiırd in der Erklärung VO  s allem die geforderte sStar-hessischen Oberstufengesetzes wırd das Augenmerk aber
auch iın den anderen Bundesländern wıeder aut die etzten ere Gewichtung der Fächer Deutsch, Mathematık un
Gymnasıaljahre lenken. Dabei dürfte Ina  — sıch gul wIıe der Fremdsprachen 1in der Oberstute angeführt. Dıie GE  <
ein1g se1n, da{fß keinen Sınn hat, ıne NEUE Retorm übers möchte dagegen durch berufsbezogene Unterrichtsangebote
Knıiıe brechen, die mıiı1t Siıcherheit NEUC Fehler machen insbesondere die Praxıs der Arbeitswelt stärker 1n den
würde. uch iıne Rückkehr zu trüheren Gymnasıalsy- gymnasıalen Stoffplan einbringen. Daher dürfte die
Stem zıiehen nıcht einmal die Vertreter des Philologenver- Oberstute „nıcht dem Dıktat des alten Fächerkanons
bandes 1in Erwägung (GGenau das allerdings befürchtet die terliegen”
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft GEW) In e1l- Zwischen diesen beıden Grundposıitionen, VO denen die
HT Maı dieses Jahres veröffentlichten Entschlie- ine allgemeınen Bıldungsinhalten wieder mehr Raum
Bung des Hauptvorstandes wırd VOT eiıner Rückkehr ZzUuU gewlesen sehen will, die andere den Blıck verstärkt auf dıe
„alten System ” gewarnt un: die „Kampagne konservatıver späatere Berufspraxis lenken möchte, werden sıch jeden-

falls die denkbaren Korrekturvorschläge auch ın ZukunftBildungspolitiker” angeprangert, deren Ziıie] sel, ber
ine verschärtte Auslese den Gymnasıen die Abiturien- bewegen. Cordelia Rambacher

Interview

ISSIıon eute
Fın espräc mıt Prälat ilhelm Wissing
Das pÄäpstliche Werk für Glaubensverbreitung ın Aachen (of- meınt INa  - mıt miıissionarısch einfach die Ausrıchtung auf
fizıeller Titel Internationales hatholisches Missionswer.| die Sorgen der VWeltkirche; dafür 1Sst die Aufgeschlossen-
MISSIO) feiert ın diesem Jahr sein 50 Äähriges Bestehen. Ayus heit in unNnserem olk siıcher verhältnısmäßig groß. Dage-
diesem Anlaß sprachen 01Lr mıt dem Präsıdenten DON MIS- SCH ranglert ohl 1ssıon 1m CENSCICH Sınn des Wortes als
SIO, Prälat W.ilhelm Wıssing, über die Fragen, Wds 155102 Weıtergabe der Botschaft VO der Erlösung 1ın Jesus Chriı-
angesichts der größeren FEigenständigkeit der Kırchen ın der STIUS nıcht hoch Irotz der gENANNTLEN Akzentverlage-
Drıitten Welt heute eigentlich hbedeutet und ob dıe Kiırche ın rung gehen beı vielen Christen die Dınge immer noch viel-
der Bundesrepublik ıhre Verantwortung für den M1$S1O0NATL- tach durcheinander. Sıe unterscheiden weder, welches
schen IDhenst ausreichend wahrnimmt. Die Fragen stellte - die Aufgaben der einzelnen Hıltswerke sınd, noch 1St
riıch Ruh fur S$1€e der Unterschied zwıischen Miıssıon, Entwicklung

un Hılfe be1 Nottällen VO  — sroßer Bedeutung. Insotern
Herr Prälat Wıssıng, WEeNnNn hierzulande VO  e} ission 1St der Begriff der 1ssıon heute einıgermaßen dıffus,gesprochen wırd, tällt der Blıck zunächst meılst auf die be- oder DOSItLV tormulıiert: „unreflektiert umfassend”, wobeıträchtlichen tinanzıellen Miıttel, die aus der Bundesrepu- allerdings eın Defizıt Glaubens-Motivatıon nıchtblik Kirchen In der Drıtten Welt ließen. Hat das vom

Wesen der Kırche her zentrale Stichwort Miıssıon auch leugnen 1St

den notwendigen Stellenwert 1mM kirchlichen Bewußfstsein? Die Würzburger Synode hat sıch seinerzeıt eınen
Wissıing Gerade 1m Blick aut dıe etzten Jahre ann INa  s kirchlichen Konsens ın Sachen 1ssıon bemüht
teststellen, da{fß ein umfassendes Verständnıiıs des Miss10- un eiınen entsprechenden Beschluß. verabschiedet. Hat
narıschen gegenüber einer manchmal einseıtigen eto- sıch diese Sıcht VO missiıonarıschen Dienst als Aufgabe
Nung des sozıalen ngagements Boden hat jedes Christen un VO  — Mıssıon als partnerschaftlichem

usammenwirken der einzelnen Ortskirchen nıcht durch-In den etzten tünt bıs sıeben Jahren hat sıch hier einiıges
DOSItLV verändert. gesetzt”?

Kann 11la  — wirklich VO eıner solchen Verschiebung Wıssiıng Alles UmdenkenK seine Zeıt, erst recht,sprechen, in dem Sınn, da{fß den Gläubigen deutlicher BC- WEeNN eiınen grundsätzlichen Wandel tradierter Vor-
worden ISt, worın heute der Missionsauftrag der Kıiırche
besteht? stellungen geht, aber ZEWISSE Fortschritte sınd nıcht

übersehen. Wenn ich die Diskussion 1im Würzburger
Dom über 1Ss1ıon iın Partnerschaft zurückdenke, äßtWıssing Man MU: dabe!ı differenzieren: In vielen Fällen


